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Anlage 1 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


§ 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 


1. Artikel 74 Nr. 19 erhält folgende Fassung: 

„19. die Verhütung und Bekämpfung von Krank- 
heiten bei Menschen, die Maßnahmen gegen 
gemeingefährliche und übertragbare Krank- 
heiten bei Tieren, die Zulassung zu ärzt- 
lichen und anderen Heilberufen und zum 
Heilgewerbe, den Verkehr mit Arzneien, 
Heil- und Betäubungsmitteln und Giften;“ 

2. Nach Artikel 74 Nr. 19 werden folgende Num- 
mern 19 a und 19 b eingefügt: 

„19 a. die wirtschaftliche Sicherung der Kran- 
kenhausversorgung ; 

19 b. den Wasserhaushalt, die Luftreinhaltung 
und die Lärmbekämpfung;“. 

3. Artikel 75 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Bodenverteilung und die Raumordnung;“. 

4. Artikel 96 a Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Bund kann für Personen, die zu ihm 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
stehen, Bundesgerichte zur Entscheidung in Dis- 
ziplinarverfahren und Beschwerdeverfahren er- 
richten." 


§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der Entwurf faßt im Interesse einer auch von der 
Bundesregierung für wünschenswert gehaltenen 
Bündelung mehrere Grundgesetzänderungen zusam- 
men, die einige notwendige Einzelregelungen auf 
dem Gebiet des Gesundheitswesens und der Rechts- 
pflege betreffen. Die Änderungen stehen unterein- 
ander in keinem systematischen Zusammenhang. 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 171. Sitzung 
am 8. Mai 1968 beschlossene Sechzehnte Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes (Bundesratsdruck- 
sache 262/68, Bundestagsdrucksachen V/1449, V/2376) 
könnte eine redaktionelle Änderung von § 1 Nr. 4 
dieses Entwurfes notwendig machen, weil das ge- 
nannte Gesetz die Nummernfolge der Artikel 95 
bis 96 a GG ändert. Die Bundesregierung wird nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens auf eine redaktionelle 
Anpassung des Entwurfs hinwirken. 


B. Im einzelnen 

I. Zu § 1 Nr. 1 bis 3 

1. Die zukünftige Gesundheitspolitik in der Bun- 
desrepublik Deutschland muß sich an der demogra- 
phischen und soziologischen Entwicklung, an den 
voraussehbaren Einwirkungen dieser Entwicklung 
auf den Gesundheitszustand unserer Bevölkerung 
und am Fortschritt der Wissenschaft orientieren. 

Die zweite industrielle Revolution, die Konzentra- 
tion der Bevölkerung in den Ballungsgebieten, die 
stürmische Entwicklung der Technik und der außer- 
ordentliche Anstieg der Lebenserwartung stellen die 
Gesundheitspolitik vor neue Aufgaben. Das Krank- 
heitsgeschehen in unserer Gesellschaft hat sich ent- 
scheidend gewandelt. Infolge der Fortschritte der 
medizinischen Wissenschaft und der Anhebung des 
allgemeinen Lebensstandards konnten die Gefahren 
der Infektionskrankheiten weitgehend zurückge- 
drängt werden. Die hierdurch angestiegene höhere 
Lebenserwartung und die starke Zunahme der Um- 
weltgefahren haben dazu geführt, daß an die Stelle 
der Infektionskrankheiten heute andere, vorwie- 
gend zivilisationsbedingte Krankheiten (wie z. B. 
Herz- und Kreislaufkrankheiten, Krebs, Zucker- 
krankheit und Leberkrankheiten) getreten sind. 
Falsche Ernährung, steigender Verbrauch von Arz- 
neimitteln, Tabak und Alkohol, Unfälle sowie die 
Verschmutzung von Wasser und Luft und die allge- 
meine Zunahme des Lärms bedrohen unsere Gesund- 
heit. Die relative Zunahme alter Menschen bringt 
neben dem damit verbundenen verstärkten Auf- 
treten altersbedingter Krankheiten neue Probleme 
der Pflegebedürftigkeit mit sich. Auf der anderen 


Seite muß mit einer relativen Abnahme des erwerbs- 
tätigen Teils unserer Bevölkerung gerechnet werden. 
Arbeitsausfall durch Krankheit und Invalidität kann 
unter diesen Umständen die Wettbewerbsfähigkeit 
■ unserer Wirtschaft in erheblichem Ausmaß beein- 
trächtigen. Aus diesen Gründen sind Gesundheits- 
vorsorge und Verhütung von Krankheiten sowie 
der Schutz vor den Umweltgefahren vorrangige 
Ziele der zukünftigen Gesundheitspolitik. 

Die Regelung des Gesundheitswesens im Grund- 
gesetz entspricht noch nicht dieser Entwicklung und 
auch nicht der Bedeutung, die die menschliche Ge- 
sundheit im Leben des einzelnen und für die Allge- 
meinheit hat. 

Die Gesundheit des Menschen gehört zu den bedeut- 
samsten Lebensgütern. Ihr Schutz ist daher eine der 
wichtigsten öffentlichen Aufgaben. Daraus ergibt sich 
die Verpflichtung, alle Möglichkeiten zu erschließen, 
die die Erfüllung dieser öffentlichen Aufgabe in Zu- 
kunft noch wirksamer gestalten können. Es ist ein 
schwerwiegender und nicht mehr vertretbarer Man- 
gel, wenn überregionale gesetzgeberische Maßnah- 
men der Gesundheitsvorsorge und des Gesundheits- 
schutzes unterbleiben müssen, weil dem Bund hier- 
für die Gesetzgebungszuständigkeit fehlt. Eine Be- 
seitigung dieses Hindernisses hat das Ziel, die 
gegenwärtig bestehenden Möglichkeiten auf diesen 
Gebieten wesentlich zu erweitern, ohne die Fortfüh- 
rung der bisherigen Tätigkeit von Ländern und Ge- 
meinden zu beeinträchtigen. 

Jeder Bürger in der Bundesrepublik hat Anspruch 
auf gleiche Chancen bei der Erhaltung und Wieder- 
herstellung seiner Gesundheit. Bund und Länder 
müssen hierfür gemeinsam die Verantwortung tra- 
gen. Die Verwirklichung dieses Zieles kann durch 
eine unterschiedliche Entwicklung der Gesetzgebung 
in den einzelnen Ländern behindert werden. Die 
Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
bei der Verhütung und Bekämpfung von Krankhei- 
ten sowie beim Schutz gegen Umweltgefahren ist in- 
folge der seit Erlaß des Grundgesetzes eingetretenen 
grundlegenden Veränderungen eine notwendige und 
dringliche verfassungspolitische Aufgabe, die weit- 
gehend ohne die Zuständigkeit des Bundes zur 
konkurrierenden Gesetzgebung auf die Dauer wirk- 
sam nicht gelöst werden kann. 

Der Schutz vor Krankheiten und gegen die schädi- 
genden Einwirkungen unserer Umwelt ist, abge- 
sehen von der Zuständigkeit nach Artikel 74 Nr. 19 
des Grundgesetzes in einigen weiteren Teilbereichen 
bereits Gegenstand der konkurrierenden Gesetzge- 
bung. 

So sieht Artikel 74 Nr. 11 a eine Zuständigkeit des 
Bundes für den Schutz gegen Gefahren, die bei Frei- 
werden von Kernenergie oder durch ionisierende 
Strahlen entstehen, und für die Beseitigung radio- 
aktiver Stoffe vor. Der Schutz beim Verkehr mit 
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Lebens- und Genußmitteln kann nach Artikel 74 
Nr. 20 bundeseinheitlich geregelt werden. Auch die 
Zuständigkeit des Bundes zur Regelung des Arbeits- 
schutzes nach Artikel 74 Nr. 12 GG ist in diesem 
Sinne zu sehen. Daraus folgt, daß die Verhütung 
und Bekämpfung anderer als gemeingefährlicher 
und übertragbarer Krankheiten dem Bund nicht 
schlechthin verwehrt ist. Andererseits führt die Be- 
schränkung der Gesetzgebungsbefugnis des Bundes 
auf derartige Teilbereiche häufig zu unbefriedigen- 
den Ergebnissen für die Betroffenen und für die Ge- 
meinschaft, die nicht länger hingenommen werden, 
dürfen. Besonders bemerkenswert ist in diesem Zu- 
sammenhang die Feststellung, daß sich nach Artikel 
74 Nr. 20 GG die konkurrierende Gesetzgebung auf 
den Schutz der Bäume und Pflanzen gegen Krank- 
heiten und Schädlinge erstreckt. Wenn hiernach der 
Schutz der Bäume und Pflanzen im Interesse der 
Land- und Forstwirtschaft einen ausreichenden 
Grund gibt, die Möglichkeit einer Bundesgesetzge- 
bung vorzusehen, so muß dies in einem unvergleich- 
lich höheren Maß für den Schutz der menschlichen 
Gesundheit gelten. 

Eine weitere für die Allgemeinheit sehr wichtige 
und dringliche Aufgabe ist die wirtschaftliche Siche- 
rung der Krankenhausversorgung. Die Krankenhaus- 
versorgung der Bevölkerung ist eine öffentliche 
Aufgabe. 

Die Krankenhäuser haben infolge der wissenschaft- 
lichen und technischen Entwicklung der Medizin in 
Diagnostik und Therapie eine Schlüsselfunktion 
wachsender Bedeutung in der ärztlichen Versorgung. 
Auf Krankenhausversorgung, die den gesicherten 
Erkenntnissen der Medizin und modernen Möglich- 
keiten 'für die Wiederherstellung von Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit entspricht, haben alle Bürger 
Anspruch. Trotz großer Anstrengungen der Länder 
und Gemeinden steht der Bevölkerung noch nicht 
überall eine nach Größe, Art und Leistungsfähigkeit 
ausreichende Krankenhausversorgung zur Verfü- 
gung. Nicht jeder Bürger findet das für ihn richtige 
Krankenhaus in zumutbarer Entfernung. 

Aus gesundheits-, wirtschafts- und sozialpolitischen 
Gründen werden bestimmte Krankenhausbenutzer 
oder deren Kostenträger nach der Pflegesatzverord- 
nung des Bundes nicht mit den vollen Krankenhaus- 
kosten belastet. Deshalb können die bei sparsamer 
Wirtschaftsführung der Krankenanstalten entstehen- 
den Selbstkosten mit den Erlösen aus den Pflege- 
sätzen nicht voll gedeckt werden. 

Die wirtschaftliche Lage der Krankenhäuser und 
Krankenhausträger ist vielfach besorgniserregend, 
Ihr ungedecktes Defizit beträgt viele 100 Millionen. 
Instandhaltung, Rationalisierung und Modernisie- 
rung sind damit erschwert. 

Deshalb wird angestrebt, im Rahmen eines Bundes- 
gesetzes überall den Bedürfnissen einer geordneten 
und gesicherten Krankenhausfinanzierung Rechnung 
zu tragen. 

Aus diesen Gründen ist es notwendig und dringlich, 
die konkurrierende Gesetzgebung auf die Verhü- 
tung und Bekämpfung von Krankheiten bei Men- 
schen, auf die wirtschaftliche Sicherung der Kranken- 


hausversorgung sowie wegen ihrer Bedeutung für 
die menschliche Gesundheit auch, auf den Wasser- 
haushalt, die Luftreinhaltung und die Lärmbekämp- 
fung zu erstrecken. 


2. Zu § 1 Nr. 1 

a) Durch die vorgeschlagene Änderung des Arti- 
kels 74 Nr. 19 GG soll die konkurrierende Ge- 
setzgebungszuständigkeit des Bundes, die nach 
dieser Bestimmung gegenwärtig auf Maßnah- 
men gegen gemeingefährliche und übertragbare 
Krankheiten beschränkt ist, auch auf die Ver- 
hütung und Bekämpfung sonstiger Krankheiten 
bei Menschen erweitert werden. Neben Maß- 
nahmen der Krankheitsbekämpfung im engeren 
Sinne soll das besondere Schwergewicht in Zu- 
kunft auf der gesundheitlichen Vorsorge gegen 
das Entstehen weitverbreiteter, vorwiegend 
zivilisationsbedingter Krankheiten liegen. Neben 
der Erforschung ihrer Ursachen und der Be- 
kämpfungsmöglichkeiten soll die angestrebte Zu- 
ständigkeit den Bund unbeschadet der bereits 
nach Artikel 74 Nr, 7 GG bestehenden Zuständig- 
keit in die Lage versetzen, die durch die For- 
schung gewonnenen Erkenntnisse für den ein- 
zelnen Bürger und die Gemeinschaft praktisch 
nutzbar zu machen. Die wichtigsten Aufgaben in 
diesem Zusammenhang sind beispielhaft in den 
nachstehenden Darlegungen aufgeführt. 

b) Die Neufassung des Artikels 74 Nr. 19 GG soll 
auf Bundesebene eine Lösung der dringlichen 
Aufgabe ermöglichen, durch eine Intensivierung 
der Vorsorge für Säuglinge und Kleinkinder die 
wesentlichen Gefahren für die Gesundheit dieses 
Personenkreises zu vermindern und in zahl- 
reichen Fällen auszuschalten. Insbesondere muß 
ein Weg geschaffen werden, durch geeignete 
Maßnahmen die heute noch bestehende Lücke in 
der gesundheitlichen Betreuung der Kinder im 
vorschulpflichtigen Alter zu schließen. Vorsorge- 
untersuchungen, die die Früherkennung von kör- 
perlichen und geistigen Schädigungen zum Ge- 
genstand haben, sind gerade bei diesem Perso- 
nenkreis von außerordentlicher Bedeutung für 
das ganze Leben. Eine Reihe von schwersten Er- 
krankungen kann bei rechtzeitiger Untersuchung 
der Säuglinge und Kleinkinder heute schon fest- 
gestellt und bei einer sofort einsetzenden Be- 
handlung soweit gebessert werden, daß blei- 
bende Schäden weitgehend vermieden werden 
können. Es ist in diesem Zusammenhang an die 
Früherkennung der Phenylketonurie, angebore- 
ner Hüftgelenkleiden, geistiger Behinderungen 
und Hör- und Sprachstörungen zu erinnern. Da 
bei zu später Erkennung derartiger Krankheiten 
eine Heilung kaum und eine Besserung bereits 
eingetretener Schäden nur in geringem Umfang 
möglich ist, muß neben dem persönlichen Leid 
der Betroffenen auch die schwere finanzielle Be- 
lastung für die Gemeinschaft gesehen werden. 
Die Kosten der Eingliederung derartiger Kranker, 
die nicht rechtzeitig behandelt werden, sind um 
ein Vielfaches höher als die Aufwendungen, die 
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bei entsprechend organisierten Früherkennungs- 
aktionen gemacht werden müssen. Einige Länder 
haben aus diesen Gründen bereits wegweisende 
Initiativen ergriffen. 

c) Ein wichtiges Gebiet, dessen Probleme möglichst 
bald einer bundeseinheitlichen Lösung zugeführt 
werden sollen, ist die Jugendzahnpflege. In Er- 
kenntnis ihrer Bedeutung war aus der Mitte des 
Bundestages bereits der Entwurf eines Gesetzes 
über die Jugendzahnpflege (Bundestagsdruck- 
sachen IV/1260, IV/1266, IV/1735, zu IV/1735, Bun- 
desratsdrucksache 1/64) eingebracht worden. Der 
Bundesrat hat seine Zustimmung zu dem Ge- 
setzentwurf mit der Begründung verweigert, daß 
dem Bund eine Zuständigkeit für Maßnahmen 
der Gesundheitsvorsorge und -fürsorge auch auf- 
grund des Artikels 74 Nr. 7 GG nicht zustehe. Die 
in dem Gesetzentwurf einheitlich für das ge- 
samte Bundesgebiet vorgesehenen Untersuchun- 
gen im Rahmen der Jugendzahnpflege sind wei- 
ter dringlich geblieben. Dies ergibt sich aus fol- 
genden Feststellungen: 98 °/o der Gesamtbevöl- 
kerung sind an Karies erkrankt, bereits bei 
95 o/o der Schulentlassenen werden Zahnkrank- 
heiten festgestellt — davon sind 60 °/o behandelt, 
35% unbehandelt Die Krankenkassen haben 
z. B. im Jahre 1966 1,34 Milliarden DM für Zahn- 
behandlungen (ohne Zahnersatz) aufgewandt. 

Die große Bedeutung, die hiernach die Bekämp- 
fung der Zahnkrankheiten für die Volksgesund- 
heit hat, läßt es erforderlich erscheinen, für das 
gesamte Bundesgebiet ein Mindestmaß der Ge- 
sundheitsvorsorge auf diesem Gebiet vorzuse- 
hen, weil die bisherigen Maßnahmen nicht über- 
all ausreichend und eine Intensivierung der Maß- 
nahmen unerläßlich ist Die Gesetzgebung muß 
hier sicherstellen, daß jeder Jugendliche das 
Recht hat, die aufgrund der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse notwendigen Untersuchungen in 
Anspruch zu nehmen. 

Auch in diesem Bereich besteht ein dringliches 
Interesse der Gemeinschaft an der Sicherung die- 
ser Gesundheitsvorsorge, weil die Kosten bei 
einer frühzeitigen Beseitigung der Zahnschäden 
wesentlich geringer sind als diejenigen der Be- 
kämpfung fortgeschrittener Zahnkrankheiten. 
Außerdem wird hiermit den Folgeschäden ver- 
schleppter Zahnkrankheiten, z. B. rheumatischen 
Erkrankungen vorgebeugt, die bei der weiten 
Verbreitung der Zahnkrankheiten für die Volks- 
gesundheit von außerordentlich großer Bedeu- 
tung sind. 

d) Zu den Krankheiten, deren Bekämpfung in näch- 
ster Zukunft im Vordergrund aller Anstrengun- 
gen auf dem Gebiete des Gesundheitswesens 
steht, gehört der Krebs. Die Bekämpfung dieser 
Krankheit, die in den letzten Jahrzehnten aus 
verschiedenen Gründen in die vordere Gruppe 
der Todesursachen gerückt ist, ist ein schwer- 
wiegendes Problem, um dessen Lösung sich die 
Gesundheitspolitik mit allen in Betracht kom- 
menden Mitteln bemühen muß. Da die Früh- 
erkennung der Krebserkrankungen für ihre Be- 


kämpfung von entscheidender Bedeutung ist, be- 
dürfen die hier in Betracht kommenden Maßnah- 
men unbedingt einer noch intensiveren Förde- 
rung. Diese Förderung darf nicht davon abhängig 
sein, in welchem Gebiet der Bundesrepublik sich 
ein Erkrankter befindet. Ein Mindestmaß an ge- 
sundheitlicher Vorsorge muß auch für diese 'Auf- 
gabe in der gesamten Bundesrepublik gewährlei- 
stet sein. Es wäre auf die Dauer nicht zu ver- 
antworten und kurzsichtig, wenn eine recht- 
zeitige Erkennung von Krebserkrankungen nur 
deshalb unterbleiben müßte, weil entsprechende 
Einrichtungen nicht überall geschaffen worden 
sind. Schließlich gilt auch für die Krebsbekämp- 
fung, daß die finanziellen Auswirkungen fort- 
geschrittener Krebserkrankungen unvergleichlich 
größer sind als die Kosten ausreichender Vor- 
sorgeuntersuchungen. 

e) Zu den dringlichen Aufgaben, die nach Verab- 
schiedung der zu Artikel 74 Nr. 19 GG vorge- 
schlagenen Änderungen in* Angriff genommen 
werden müssen, gehört ferner die Gesundheits- 
hilfe für psychisch Kranke. Die Tätigkeit des 
Staates, auf diesem Gebiete bedarf dringend 
einer Reform. Gegenwärtig ist sie bei der Unter- 
bringung von psychisch Kranken im wesent- 
lichen von dem Schutz der Gemeinschaft gegen- 
über gefährlichen Geisteskranken, also von vor- 
wiegend polizeilichen Gesichtspunkten her be- 
stimmt. Hier muß entsprechend den Erkenntnis- 
sen der Medizin ein grundlegender Wandel voll- 
zogen werden. Obwohl die psychiatrischen Kran- 
kenanstalten schon lange von der bloßen Pflege 
zur Anwendung neuzeitlicher therapeutischer 
Maßnahmen übergegangen sind, reicht dies allein 
nicht aus. Ziel der Gesundheitspolitik ist hier 
eine Vorsorge für psychisch Kranke, die mög- 
lichst frühzeitig eine Erkennung und Behand- 
lung psychischer Krankheiten mit modernen 
Methoden anstrebt und damit eine Unterbrin- 
gung derartiger Kranker auf längere Zeit oder 
gar für dauernd vermeidet Ebenso bedürfen die 
Maßnahmen zu einer Wiedereingliederung be- 
reits Erkrankter in die Gesellschaft einer Anpas- 
sung an die moderne medizinische Entwicklung. 
Da die Unterbringung psychisch Kranker in An- 
stalten für den Betroffenen eine außerordentlich 
harte Maßnahme bedeutet und für die Gemein- 
schaft wesentlich kostspieliger ist als frühzei- 
tige und ausreichende moderne Behandlungs- 
maßnahmen, die eine solche Unterbringung über- 
flüssig machen, ist die Schaffung der Vorausset- 
zungen einer erweiterten Gesundheitsvorsorge 
für psychisch Kranke durch den Gesetzgeber 
dringlich. Diese Vorsorge sollte jedermann in 
dem Umfange zur Verfügung stehen, wie er für 
eine sinnvolle Behandlung dieser Kranken er- 
forderlich ist. 


3. Zu § 1 Nr. 2 

a) Dem Bund steht gegenwärtig nur die Möglich- 
keit zu, über das Preisrecht die Entgelte für 
Krankenhausleistungen zu regeln. Die Verant- 
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wortung des Bundes für die einheitliche Rege- 
lung der Krankenhauspflegesätze ist auch von 
den Ländern betont worden. Der Bundesrat hat 
bereits 1962 (Bundesratsdrucksache 342/62 — 
Beschluß — zu § 417 Abs. 3 des Entwurfs 
eines Krankenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
z&s) eine bundesgesetzliche Vorschrift für erfor- 
derlich gehalten, „durch welche die Finanzver- 
antwortung für die Krankenhaus-Vorhaltekosten 
geregelt wird' 1 . Er hat dabei außerdem gefordert, 
„sicherzustellen, daß die Pflegesätze der allge- 
meinen dritten Klasse für alle Patienten nach ein- 
heitlichen Grundsätzen festgelegt werden". Die 
sachlich gebotene einheitliche systematische 
Regelung dieser Pflegesätze ist jedoch nicht 
möglich, wenn bei Investitionskosten und sonsti- 
gen maßgebenden Faktoren der Selbstkosten der 
Krankenanstalten von Land zu Land erhebliche 
Unterschiede bestehen. Dadurch muß es zwangs- 
läufig zu sehr unterschiedlichen Defiziten bei den 
einzelnen Krankenanstalten trotz der durch die 
Pflegesatzverordnung des Bundes festgelegten 
einheitlichen Grundsätze kommen. 

Die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhaus- 
versorgung und ein bedarfsgerecht gegliedertes 
System leistungsfähiger Krankenhäuser sind vor- 
dringliche gesundheitspolitische Aufgaben, über 
kostendeckende Pflegesätze ist diese Sicherung 
wegen der damit verbundenen Belastung für die 
Benutzer, einschließlich der sozialen Kranken- 
versicherung, nicht möglich. Sie würde eine Er- 
höhung der Beitragssätze bei den sozialen Kran- 
kenkassen notwendig machen, und das wäre so- 
wohl sozialpolitisch als auch konjunkturpoli- 
tisch nicht tragbar. 

Mehr als ein Drittel aller Krankenhausbetten 
muß als überaltert und in vielen Fällen unmo- 
dern und unrationell gelten. 

Die Anerkennung der Verantwortung des Bun- 
des für die Pflegesätze der Krankenanstalten 
schließt aber notwendigerweise die Konsequenz 
ein, daß dem Bund zur Wahrung der Einheitlich- 
keit der Lebensverhältnisse in diesem gesund- 
heitspolitisch wichtigen Bereich auch ein Einfluß 
auf diejenigen Faktoren eingeräumt wird, die die 
Kostenlage der Krankenanstalten und damit die 
wirtschaftliche Sicherung der Krankenhausver- 
sorgung bestimmen. Hierzu bedarf es einer ent- 
sprechenden Erweiterung der Gesetzgebungszu- 
ständigkeit des Bundes. 

c) Durch die Einfügung von Artikel 74 Nr. 19 b soll 
dem Bund die konkurrierende Gesetzgebung auf 
den Gebieten des Wasserhaushalts, der Luftrein- 
haltung und der Lärmbekämpfung zugewiesen 
werden. 


Wasserhaushalt 

aa) Nach geltendem Verfassungsrecht (Artikel 75 
Nr. 4 GG) hat der Bund nur die Befugnis zum 
Erlaß von Rahmenregelungen für den Wasser- 
haushalt. Rahmengesetze müssen in Punkten 
von sachlichem Gewicht auf eigene Regelung 


verzichten, um den Ländern Spielraum für er- 
gänzende Vorschriften zu lassen (BVerfGE 4 
115 [129]). Als Rahmenregelung hat der Bund 
im Jahre 1957 das Gesetz zur Ordnung des 
Wasserhaushalts erlassen; es ist am 1. März 
1960 in Kraft getreten. Die dieses Gesetz aus- 
füllenden und ergänzenden 11 Landeswasserge- 
setze sind in den Jahren 1960 bis 1962 ergangen. 
Unser derzeitiges Wasserrecht ist wegen der 
Vielzahl der Landesvorschriften unübersichtlich. 

bb) Die Länder haben selbst das dringende Bedürf- 
nis anerkannt, auch Gegenstände, die das Was- 
serhaushaltsgesetz aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht mehr erfassen konnte, einheitlich 
zu regeln. Die für die Wasserwirtschaft und 
das Wasserrecht zuständigen obersten Landes- 
behörden haben deshalb verschiedentlich Mu- 
ster für wasserrechtliche Regelungen der Länder 
ausgearbeitet. Dennoch sind die entsprechenden 
Regelungen in den Ländern unterschiedlich er- 
gangen; wirklich einheitliche Lösungen wurden 
auf diesem Wege nicht erreicht. 

cc) Im Jahre 1959 haben die Länder einen Muster- 
entwurf für die Landeswassergesetze fertigge- 
stellt. Gleichwohl sind dann diese Gesetze mit 
erheblichen Abweichungen von dem Musterent- 
wurf und damit auch untereinander verabschie- 
det worden. 

Wesentliche Unterschiede bestehen z. B. bei der 
rechtlich und wirtschaftlich sehr bedeutsamen 
Landesvorschriften über die Erteilung einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewilligung 
für die Benutzung der Gewässer. Die Unter- 
scheidung, die das Wasserhaushaltsgesetz zwi- 
schen den Instituten der „Erlaubnis" und der 
„Bewilligung" gemacht hat, haben die Länder 
teils mehr, teils weniger aufgegeben. Die Vor- 
schriften über das Verfahren zur Erteilung von 
Bewilligungen oder Erlaubnissen (z. B. Kreis 
der Einwendungsberechtigten) weichen erheb- 
lich voneinander ab und gewähren damit den 
Begünstigten eine unterschiedlich ausgestaltete 
Rechtsstellung. 

Bei den Regelungen der Landeswassergesetze 
über die Lagerung wassergefährdender Stoffe 
wird teils eine Genehmigung, teils nur eine 
Anzeige verlangt; bestehende Anlagen zur 
Lagerung werden in dem einen Land in die 
Regelung einbezogen, in dem anderen nicht 
oder in abgeschwächter Form. Die Vorschriften 
beziehen zum Teil neben flüssigen Stoffen auch 
gasförmige oder feste Stoffe ein; sie gelten 
zum Teil schon für Lagerbehälter ab 300 1, teils 
aber erst für solche ab 2000 1 Fassungsvermögen. 

dd) Im Jahre 1964 hatten die für die Wasserwirt- 
schaft zuständigen obersten Landesbehörden 
eine Musterverordnung mit Vorschriften über 
besondere Anforderungen an unter- und ober- 
irdische Lagerbehälter für Benzin, öl usw. im 
Interesse des Schutzes der Gewässer gegen Ver- 
unreinigung durch diese Flüssigkeiten ausgear- 
beitet. 
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In den vergangenen Jahren haben die Länder 
Bayern, Baden-Württemberg und Hessen in 
Anlehnung an die Musterverordnung Landes- 
verordnungen über das Lagern wassergefähr- 
dender Flüssigkeiten erlassen. In Nordrhein- 
Westfalen besteht seit 1961 die Heizölbehälter- 
verordnung. Für die anderen Länder steht der 
Erlaß entsprechender Verordnungen noch aus. 
Schon die bisher erlassenen Landesverord- 
nungen über das Lagern wassergefährdender 
Flüssigkeiten enthalten eine Reihe von Unter- 
schieden. So ist z. B. die wichtige Frage, ob 
von mehreren Sicherheitssystemen nur ein ein- 
ziges zugelassen oder vorgeschrieben w;erden 
darf, in der hessischen Lagerverordnung anders 
gelöst als in den Lagerverordnungen von Baden- 
Württemberg und Bayern. 

Die unterschiedliche Ausgestaltung von Vor- 
schriften dieser Art hat bereits zu Verfassungs- 
streitverfahren vor dem Bundesverfassungsge- 
richt und dem Bayerischen Verfassungsgerichts- 
hof geführt. 

ee) Auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft wider- 
sprechen schon die natürlichen Gegebenheiten 
unterschiedlichen Regelungen in den einzelnen 
Bundesländern, da die Gewässer nicht an den 
Landesgrenzen haltmachen. Zudem fordert die 
Rechts- und Wirtschaftseinheit des Bundesge- 
bietes einheitliche Maßstäbe bei der Beurtei- 
lung der Zulässigkeit von Wassernutzungen. 
Die Anforderungen, die an die Reinigung des 
Abwassers der Industrie gestellt werden, müs- 
sen so gehalten sein, daß dadurch keine Wett- 
bewerbsverzerrungen entstehen. Schließlich ist 
es ein Gebot der Rechtssicherheit und Rechts- 
klarheit, die derzeit bestehende Zersplitterung 
und Unübersichtlichkeit des deutschen Wasser- 
rechts nicht weiter anwachsen zu lassen, sondern 
sie zu beseitigen. Auf der Grundlage des Was- 
serhaushaltsgesetzes, das schon bei seiner Ver- 
abschiedung im Jahre 1957 von dem Bundes- 
tags-Sonderausschuß „Wasserhaushaltsgesetz" 
nur als eine Zwischenlösung auf dem Wege zu 
einem einheitlichen Bundeswassergesetz be- 
zeichnet wurde, haben die Länder als ersten 
Schritt jeweils die wasserrechtlichen Regelun- 
gen in ihrem Gebiet vereinheitlicht. 

ff) Der Bund wird, wenn er die konkurrierende Ge- 
setzgebungskompetenz erhält, die Möglichkeit 
haben, unter den Voraussetzungen des Arti- 
kels 72 GG einheitliche Rechtsvorschriften auf 
diesem Gebiet und auch auf Grund des Arti- 
kels 84 GG einheitliche Verwaltungsvorschriften 
zu erlassen. Für den Erlaß eines Bundeswasser- 
gesetzes ist mit den 11 Landeswassergesetzen 
eine gute Arbeitsgrundlage vorhanden. Dennoch 
wird die Ausarbeitung des Entwurfs eines Bun- 
deswassergesetzes mit Sicherheit mehrere Jahre 
in Anspruch nehmen. Es wird indes möglich 
sein, für einige Bereiche die erforderlichen bun- 
deseinheitlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften alsbald nach der Änderung des Grund- 
gesetzes zu erlassen, d. h. also gegebenenfalls im 


Wege einer Änderung des Wasserhaushalts- 
gesetzes. Hierzu zählen besonders: 

— Die Vereinheitlichung der Vorschriften über 
das Lagern wassergefährdender Flüssigkei- 
ten 

Neben der Vereinheitlichung der bereits ge- 
nannten Rechtsvorschriften auf diesem Ge- 
biet (vgl. dd) sollten auch die zum Vollzug 
dieser Vorschriften erforderlichen Verwal- 
tungsvorschriften vereinheitlicht werden. Die 
Länder Bayern und Baden-Württemberg ha- 
ben bereits zu ihren Lagerverordnungen ein- 
gehende Vollzugsvorschriften erlassen. Diese 
Vollzugsvorschriften enthalten nähere An- 
gaben über die in den Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen an die Lager- 
behälter, insbesondere auch die einzelnen 
technischen Bestimmungen, die bei dem Ein- 
bau oder dem Aufstellen, bei dem Füllen 
und dem Entleeren sowie bei der Abnahme 
und der Überwachung der Behälter zu beach- 
ten sind. Es wäre notwendig, daß alle diese 
Bestimmungen ebenso bundeseinheitlich er- 
lassen werden, wie es mit den im engen Zu- 
sammenhang hiermit stehenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Errichtung 
und den Betrieb von Anlagen zur Lagerung, 
Abfüllung und Beförderung brennbarer Flüs- 
sigkeiten gemäß § 24 GewO bereits gesche- 
hen ist. 

— Der Erlaß von einheitlichen Vorschriften 
über das Einleiten von Abwasser in ober- 
irdische Gewässer 

Für das Land Nordrhein-Westfalen hat der 
Minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten durch Runderlaß vom 5. Dezember 
1966 Richtlinien herausgegeben, die nähere 
Anweisungen für die Vollzugsbehörden über 
die Anordnungen bei der Erteilung von Er- 
laubnissen und Bewilligungen zum Einleiten 
von Abwasser in oberirdisches Gewässer 
enthalten. Die anderen Länder haben sich 
im allgemeinen darauf beschränkt, die sog. 
„Normalanforderungen für die Abwasser- 
reinigungsverfahren", die ein Länderaus- 
schuß zusammengestellt hat, als Richtlinien 
für die Wasserbehörden einzuführen. 

Ein vom Bundestag im Jahre 1965 beschlos- 
senes Änderungsgesetz zum Wasserhaus- 
haltsgesetz, das die zur Reinhaltung der Ge- 
wässer notwendigen Anforderungen an ein- 
zuleitendes Abwasser zum Hauptgegenstand 
hatte (vgl. Bundestagsdrucksachen IV/3140 
und IV/3522) scheiterte damals an dem 
Widerspruch der Länder. Wenn die recht- 
lichen Voraussetzungen durch Ausnutzung 
der geänderten Gesetzgebungskompetenz 
geschaffen sind, würde auch den fachlichen 
Einwendungen der Länder gegen dieses Ge- 
setz weitgehend Rechnung getragen werden 
können, in dem der Bund Regelungen dieser 
Art in Form von allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften (Artikel 84 Abs. 2 GG) bundes- 
einheitlich treffen könnte. 
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Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung 

aa) Das Grundgesetz hat dem Bund die Gesetzge- 
bungszuständigkeit für die Luftreinhaltung und 
die "Lärmbekämpfung nicht als eigenständige 
Materie übertragen. Soweit der Bundesgesetz- 
geber auf diesen Gebieten tätig geworden ist, 
war er genötigt, seine Zuständigkeit aus ande- 
ren, die Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung 
mehr oder weniger zufällig mit einschließenden 
Gesetzgebungsmaterien herzuleiten, insbeson- 
dere aus Artikel 74 Nr. 11 (Recht der Wirt- 
schaft), Artikel 74 Nr. 20 (Schutz der Bäume 
und Pflanzen vor Krankheiten), Artikel 74 Nr. 22 
(Straßenverkehr und Kraftfahrwesen), Artikel 73 
Nr. 6 (Luftverkehr). Eine Erweiterung dieser 
Kompetenz kann durch extensive Auslegung 
aus den Gesichtspunkten des Annexes oder des 
Sachzusammenhangs erreicht werden. Wegen 
der hierbei auftretenden verfassungsrechtlichen 
Schwierigkeiten sind die Grenzen einer erwei- 
ternden Auslegung jedoch sehr eng gezogen. 

bb) Die Beschränkung der Zuständigkeit des Bundes 
beim Immissionsschutz ist aus der historischen 
Entwicklung zu verstehen. Als das Grundgesetz 
geschaffen wurde, waren Luftreinhaltung und 
Lärmbekämpfung noch nicht als eigenständige, 
die Gesundheitspolitik mitbestimmende Auf- 
gabe erkannt. Sie wurden entweder als Sonder- 
fragen des Gewerberechts verstanden oder als 
örtliche Probleme, die nach alter Rechtstradition 
mit den Mitteln des privatrechtlichen Nachbar- 
schutzes oder mit Hilfe des Polizeirechts zu lö- 
sen waren. Die Kompetenzverteilung des Grund- 
gesetzes, die sich auf dieses von alters her über- 
kommene Verständnis von Luftreinhalte- und 
Lärmbekämpfungsfragen stützt, wird der heuti- 
gen Wirklichkeit nicht mehr gerecht. 

Seit Erlaß des Grundgesetzes sind die Luft- 
reinhaltung und die Lärmbekämpfung in der ge- 
sundheitspolitischen Praxis des Staates zu einer 
eigenständigen Materie herangewachsen. Diese 
Entwicklung wurde wesentlich beeinflußt durch 
die Erkenntnis, daß Immissionsschutz in einem 
hochindustrialisierten und dicht besiedelten Ge- 
biet wie dem der Bundesrepublik Deutschland 
sich nicht mehr in dem Schutz der unmittelbaren 
Nachbarschaft erschöpfen darf. Immissionsschutz 
ist unmittelbar oder vorbeugend Gesundheits- 
schutz und damit eine dem Gemeinwohl die- 
nende Aufgabe, deren Lösung keine Unterschei- 
dung nach Gebieten oder Beschränkung auf be- 
stimmte Emissionsquellen zuläßt. Bei der Be- 
kämpfung unzumutbarer Emissionen darf es 
keinen Unterschied machen, aus welchen Quel- 
len sie herrühren. Dies gilt insbesondere für die 
Luftreinhaltung. Immissionen aus häuslichen 
Feuerungen sind beispielsweise nicht weniger 
bedenklich als Immissionen, die von kleinen 
Gewerbebetrieben verursacht werden. Hinzu 
kommt, daß die auf den Menschen einwirkenden 
Luftverunreinigungen in der Regel aus einem 
Gemisch von Immissionen verschiedenartiger 
Quellen bestehen: Gewerbebetriebe, Kommu- 


nalbetriebe, häusliche Feuerungen, Fahrzeuge 
des Straßen-, Luft-, Schienen- und Wasserver- 
kehrs. An der allgemeinen großräumigen Luft- 
verschmutzung haben ohnehin alle diese Quel- 
len Anteil. Es ist deshalb weder vom medizini- 
schen noch vom technischen Standpunkt aus 
gerechtfertigt, die Anforderungen danach zu 
unterscheiden, ob sie dem gewerblichen, hoheit- 
lichen oder privaten Bereich angehören. Dies 
gilt grundsätzlich auch für die Lärmbekämpfung. 
Die Frage, wie die Wirkungen des Lärms auf 
den Menschen aus medizinischer Sicht zu beur- 
teilen sind, kann nicht von Land zu Land ver- 
schieden beurteilt werden. Die rechtliche Fixie- 
rung der Grenze des unzumutbaren Lärms, die 
mehr und mehr zur Grundlage aller Lärmbe- 
kämpfungsmaßnahmen geworden ist, kann des- 
halb notwendigerweise nur bundeseinheitlich 
vorgenommen werden. Das gleiche gilt für die 
Verfahren zur Messung und physikalisch-tech- 
nischen Bewertung von Lärmemissionen und 
Lärmimmissionen. Im Bereich der Lärmbekämp- 
fung wird die Bundeskompetenz für Regelungen 
zur Verfügung stehen, die überörtliche Pro- 
bleme lösen, insbesondere im technischen Be- 
reich. 

In den vergangenen Jahren haben einige Län- 
der eigene Immissionsschutzgesetze erlassen 
und damit für ihren Bereich die Grundlagen für 
eine moderne Regelung dieser Materie geschaf- 
fen. Wenngleich diesen Ländern das Verdienst 
zukommt, damit neue Wege der Luftreinhaltung 
und der Lärmbekämpfung aufgezeigt zu haben, 
ist diese Entwicklung insgesamt gesehen wenig 
befriedigend. Immissionsschutzrecht ist über- 
wiegend technisches Recht; die wichtigsten 
Emissionsquellen sind technischer Art. Auf dem 
Gebiet des technischen Rechts kann auf eine 
einheitliche Regelung für das Bundesgebiet nicht 
verzichtet werden. Von Land zu Land unter- 
schiedliche technische Anforderungen führen 
nicht nur zu einer bedenklichen Rechtsunsicher- 
heit, sondern vor allem auch zu wirtschaftspo- 
litisch außerordentlich unerwünschten Wettbe- 
werbsverzerrungen. Da technische Emissions- 
quellen nicht nur dem gewerblichen Bereich, 
sondern ebenso dem hoheitlichen, privaten und 
land- und forstwirtschaftlichen Bereich ange- 
hören, muß eine moderne Immissionsschutzge- 
setzgebung über die bisher vom Grundgesetz 
gezogenen Kompetenzgrenzen hinausstreben. 
Dies gilt in gleicher Weise für die Luftreinhal- 
tung wie für die Lärmbekämpfung. 

Die aus medizinischen, technischen, wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Gründen zu fordernde ein- 
heitliche Regelung im Bundesgebiet soll durch 
das „Gesetz zum Schutz vor Luftverunreinigun- 
gen und Lärm“ (Bundesimmissionsschutzgesetz) 
geschaffen werden. Der Entwurf sieht eine an 
den neuesten wissenschaftlichen Forschungser- 
gebnissen orientierte Neuordnung des Immis- 
sionsschutzes vor. Er geht dabei von der Er- 
kenntnis aus, daß die einzelnen Immsisionen in 
ihrer Wirkung auf den Menschen nicht geson- 
dert betrachtet werden dürfen, sondern in ihrem 
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gegenseitigen Zusammenwirken, aus dem die 
für den Gesundheitsschutz entscheidende Ge- 
samtbelastung resultiert. Das Gesetz wird des- 
halb eine rechtliche Grundlage schaffen, um alle 
Emissionsquellen zu erfassen, die maßgeblichen 
Anteil an dieser Gesamtbelastung haben, ohne 
Rücksicht darauf, ob sie dem Wirtschafts- und 
Verkehrsbereich oder den hoheitlichen, privaten 
oder land- und forstwirtschaftlichen Bereichen 
angehören. 


4. Zu § 1 Nr. 3 

Wegen der Einfügung von Artikel 74 Nr. 19 b ist 
es notwendig, das Sachgebiet „Wasserhaushalt" in 
Artikel 75 Nr. 4 zu streichen. 


II. Zu § 1 Nr. 4 

In der geltenden Fassung sieht Artikel 96 a Abs. 4 GG 
vor, daß der Bund für Dienststrafverfahren gegen 
Bundesbeamte und Bundesrichter Bundesdienststraf- 
gerichte sowie für Dienststrafverfahren und Be- 
schwerdeverfahren betr. Soldaten Bundesdienstge- 
richte errichten kann. Nachdem der Bundesgesetzge- 
ber die Rechtsgrundlagen für weitere öffentlich- 
rechtliche Dienstverhältnisse zum Bund geschaffen 
hat, die gegenüber den in Artikel 96 a Abs. 4 auf- 
geführten Dienstverhältnisse besonderer Art dar- 
stellen, ergab sich das Bedürfnis, für die in diesen 
Dienstverhältnissen stehenden Personen in weiter 
Auslegung des jetzigen Wortlautes des Artikels 96 
Abs. 4 entsprechende Regelungen zu treffen. Der 
Bundesgesetzgeber hat eine solche umfassendere 
Auslegung des Artikels 96 a Abs. 4 zu Recht für 
vertretbar gehalten und für die Angehörigen des 


zivilen Ersatzdienstes (vgl. § 66 des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst in der Fassung vom 16. Juli 
1965 — Bundesgesetzbl. I S. 984) sowie für die im 
Dienste des Bundes stehenden Angehörigen des 
Zivilschutzkorps (vgl. § 47 des Gesetzes über das 
Zivil schutzkorps vom 12. August 1965 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 782) eine entsprechende Gerichtsbar- 
keit durch Bundesgerichte eröffnet. Ein gleichartiges 
Bedürfnis wird sich in Zukunft ergeben, wenn mit 
Inkrafttreten der Notstandsverfassung die Möglich- 
keit der Einführung einer Grenzschutzdienstpflicht 
geschaffen wird, da auch die Grenzschutzdienst- 
pflichtigen zum Bund in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis besonderer Art stehen werden. 

Die vorgeschlagene Neufassung soll nunmehr klar 
zum Ausdruck bringen, daß sich die Befugnisse des 
Bundes, Bundesgerichte zur Entscheidung in Diszi- 
plinarverfahren und Beschwerdeverfahren zu er- 
richten, auf Personen aller Kategorien von öffent- 
lich-rechtlichen Dienstverhältnissen zum Bund er- 
streckt. Daher soll der Ausdruck „errichten" ebenso- 
wenig wie bisher die Möglichkeit ausschließen, ent- 
sprechende Funktionen geeigneten bestehenden 
Bundesgerichten zu übertragen. 

III. Zu § 2 

Die Regelungen des § 1 erfordern keine Übergangs- 
zeit; das Gesetz kann deshalb zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt in Kraft treten. 


C. Kosten 

Die Haushalte des Bundes und der Länder werden 
durch dieses Gesetz nicht mit Kosten belastet. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 Nr. 1 (Artikel 74 Nr. 19 GG) 

Zu § 1 Nr. 2 (Artikel 74 Nr. 19 a und 19 b GG) 

Zu § 1 Nr. 3 (Artikel 75 Nr. 4 GG) 

In § 1 sind die Nummern 1, 2 und 3 zu streichen. 

Begründung zur Streichung des Artikels 74 
Nr. 19 GG i. d. F. des § 1 Nr. 1 

Der Bundesrat ist sich mit der Bundesregierung 
darin einig, daß die Intensivierung der Gesund- 
heitsvorsorge und der Früherkennung von 
Krankheiten eine der bedeutendsten Aufgaben 
der Gesundheitspolitik ist. Mit der vorgesehenen 
Verlagerung der Gesetzgebungszuständigkeit auf 
den Bund wird jedoch dieses berechtigte gesund- 
heitspolitische Anliegen nicht erreicht. Es besteht 
daher kein sachliches Bedürfnis, die Gesetz- 
gebungszuständigkeit des Bundes für Maß- 
nahmen gegen gemeingefährliche und übertrag- 
bare Krankheiten auf die Verhütung und Be- 
kämpfung aller Krankheiten beim Menschen aus- 
zudehnen. 

1. Bei der „Verhütung und Bekämpfung 11 anderer 
als übertragbarer Krankheiten geht es nicht 
um den Schutz der Allgemeinheit, vielmehr 
um die gesundheitlichen Belange des einzel- 
nen. Soweit für die individuelle Vorsorge, die 
Heilbehandlung oder Rehabilitation (Nach- 
behandlung) und damit auch für alle in der 
Begründung des Gesetzentwurfs erwähnten 
Aufgaben gesetzgeberische Maßnahmen not- 
wendig sind, hat der Bund bereits jetzt für 
die in der sozialen Krankenversicherung Ver- 
sicherten (87 °/o der Bevölkerung) und für den 
vom Bundessozialhilfegesetz erfaßten Per- 
sonenkreis die Gesetzgebungszuständigkeit. 

Gesundheitsvorsorge und Heilbehandlung 
richten sich wie die Nachbehandlung allein 
nach den jeweiligen fachlichen Erkenntnissen 
und Möglichkeiten. Art und Umfang der Ge- 
sundheitsvorsorge, der Heilbehandlung und 
der Nachbehandlung entziehen sich daher 
grundsätzlich einer gesetzlichen Normierung. 
Regelungsbedürftig ist demnach lediglich, wer 
die Kosten dafür zu tragen hat. Diese finan- 
zielle Frage ist für die Heilbehandlung und 
Nachbehandlung in dem in Bundesgesetzen 
verankerten Sozialleistungsrecht sachgerecht 
beantwortet. Rund 90 v. H. unserer Bevölke- 
rung sind davon erfaßt. Die Sozialleistungs- 
träger gewährleisten im notwendigen Um- 
fang die gesamte ärztliche und arzneiliche 
Versorgung, die zur Heilung, Linderung und 
Nachbehandlung nach den Regeln der ärzt- 
lichen Kunst zweckmäßig und ausreichend ist. 
Der übrige Teil der Bevölkerung kann sich 


weitgehend selbst helfen, im übrigen aber 
über die private Krankenversicherung min- 
destens gleichwertige Leistungen erwarten. 
Darüber hinaus wird sich der pflichtver- 
sicherte Bevölkerungsteil im Vollzug des von 
der Bundesregierung beschlossenen Agrar- 
programms weiter erhöhen. 

Die individuelle Gesundheitsvorsorge kann 
wie bei der Heilbehandlung und der Nachbe- 
handlung im Rahmen des bewährten und ein- 
gespielten Sozialleistungssystems dürchge- 
führt werden. Dafür sprechen gewichtige 
Gründe. Sinn der Gesundheitsvorsorge ist es 
nicht allein, dem Krankwerden vorzubeugen; 
durch Vorsorgeuntersuchungen sollen viel- 
mehr, wie auch in der Begründung des Ge- 
setzentwurfs betont wird, vor allem Krank- 
heiten der Menschen möglichst frühzeitig auf- 
gedeckt werden. Vorsorgeuntersuchungen, 
Heilbehandlung und Nachbehandlung bilden 
daher eine Einheit. Die Bestimmung anderer 
Leistungsträger für die Gesundheitsvorsorge, 
etwa eine Verpflichtung der Länder, würde 
diese Einheit zerreißen, führte außerdem zu 
aufwendiger Doppelverwaltung und unfrucht- 
baren Abgrenzungsstreitigkeiten. Dement- 
sprechend fordern die Ärzteschaft und alle 
die Bundesregierung tragenden Parteien in 
ihren gesundheitspolitischen Programmen, die 
notwendigen Vorsorgeuntersuchungen für 
junge und alte Menschen zu Pflichtleistungen 
der gesetzlichen Krankenkasse zu erklären, 
wie das für werdende Mütter im Jahre 1965 
bereits geschehen ist. 

2. Die Einbeziehung der Gesundheits Vorsorge 
in den Pflichtleistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenkassen hat auch keine unüberseh- 
baren Mehrbelastungen zur Folge. Die am- 
bulanten ärztlichen Leistungen machen schon 
bisher nur etwa Vs der Gesamtaufwendungen 
der Krankenversicherungsträger aus. Durch 
Vorsorgeuntersuchungen wird sich das nicht 
wesentlich ändern, weil sie in vielen Fällen 
langwierige und kostspielige Behandlungen 
ersparen. Selbst wenn man die Krankenkas- 
sen durch diese neuen Leistungen überfordern 
würde, wäre es Sache des Bundes, die Kran- 
kenkassen durch Leistungen aus seinem 
Haushalt in die Lage zu versetzen, ihre 
Pflichtaufgaben zu erfüllen. 

3. Der in der Gesetzesbegründung aufgeführte 
Aufgabenkatalog wurde — ohne daß es be- 
sonderer gesetzlicher Regelungen bedurft 
hätte — von den Ländern bereits zu einer 
Zeit weitgehend in Angriff genommen, als 
der Bund sich mit Fragen der Gesundheits- 
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Vorsorge und der Früherkennung von Krank- 
heiten noch kaum befaßt hat. Es ist daher kei- 
neswegs zu befürchten, daß die Länder in Zu- 
kunft in ihren Bemühungen um die Durchfüh- 
rung der als bedeutsam und notwendig er- 
kannten Gesundheitsvorsorge nachlassen wer- 
den. Sie werden in der Gesundheitsvorsorge 
auch dann weiter koordinierend, unterstüt- 
zend und ergänzend tätig sein und bleiben 
sowie neue Initiativen entfalten müssen, wenn 
die Vorsorgeuntersuchungen Pflichtleistun- 
gen der Sozialleistungsträger sind. 

4. Auch die anderen, über individuelle Maßnah- 
men hinausgehende Aufgaben, die dem Staat 
in bezug auf die „Verhütung und Bekämp- 
fung" nicht übertragbarer Krankheiten oblie- 
gen, wie etwa die Erforschung ihrer Ursachen 
und ihrer Bekämpfungsmöglichkeiten, ferner 
die allgemeine Gesundheitsvorsorge, wie die 
Gesundheitserziehung und gesundheitliche 
Aufklärung der Bevölkerung, können erfüllt 
werden, ohne daß es dazu besonderer gesetz- 
licher Vorschriften bedarf. Für eine Gesetzge- 
bungskompetenz des Bundes ist daher auch 
auf diesen Gebieten kein Raum. 

Begründung zur Streichung des Artikels 74 
Nr. 19 a GG i. d. F. des § 1 Nr. 2 

Ein sachliches Bedürfnis, eine Gesetzgebungszu- 
ständigkeit des Bundes für die wirtschaftliche 
Sicherung der Krankenhausversorgung zu be- 
gründen, besteht nicht. Was benötigt wird, ist 
nicht eine neue Kompetenzverteilung, sondern 
mehr Geld für die Krankenhäuser. 

1. Die wirtschaftliche Lage der Krankenhäuser 
hat sich in den letzten Jahren besorgniserre- 
gend verschlechtert. Diese Entwicklung hat 
vornehmlich die Verordnung PR Nr. 7/54 über 
Pflegesätze von Krankenanstalten vom 
31. August 1954 verursacht, die keine kosten- 
deckenden Pflegesätze zuläßt. Eine befriedi- 
gende Lösung ist auf die Dauer nur durch die 
seit langem geforderte Neuordnung dieser 
Verordnung zu erreichen. Die Aufwendungen, 
die durch einen Krankenhausaufenthalt ent- 
stehen, sind Kosten der Krankenbehandlung 
und daher von den sozialen Leistungsträgern 
für ihre Versicherten oder Hilfeempfänger zu 
tragen wie die sonstigen Krankenbehand- 
lungskosten auch. Unberührt bleibt die Be- 
reitschaft der Länder, das Krankenhaus- 
wesen, insbesondere die Errichtung, Erweite- 
rung und Erneuerung von Krankenhäusern, 
weiterhin zu fördern und diese Förderung im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten und haushalts- 
mäßigen Möglichkeiten noch zu verbessern. 
Art und Umfang dieser Förderung muß aber 
der Entscheidung der Länder selbst Vorbehal- 
ten bleiben. Es kann außerdem nicht Sache 
der Länder sein, die ureigenste Aufgabe der 
Sozialleistungsträger, die notwendige Kran- 
kenbehandlung ihrer Versicherten oder Hilfe- 
empfänger sicherzustellen, mit zu überneh- 


men. Wenn die Zahlung leistungs- und 
kostengerechter Pflegesätze die Krankenkas- 
sen überfordern sollte, dann müßte das zu 
Maßnahmen des Bundes führen, um ihre 
finanzielle Leistungskraft zu stärken; gege- 
benenfalls müßte der Bund sie aus seinem 
Haushalt subventionieren. Die vorgesehene 
Grundgesetzänderung würde aber den Bund 
nicht einmal verpflichten, auf Grund seiner 
neuen Gesetzgebungszuständigkeit Finan- 
zierungsmittel zur Verfügung zu stellen. In 
der Gesetzesbegründung ist bezeichnender- 
weise davon auch nicht die Rede. 

2. Einer sachgerechten Regelung der Kranken- 
hauspflegesätze steht nach der gegenwärtigen 
Verfassungslage nicht entgegen, daß angeb- 
lich bei „Investitionskosten und sonstigen 
maßgebenden Faktoren der Selbstkosten der 
Krankenanstalten von Land zu Land erheb- 
liche Unterschiede" bestehen (vgl. die Be- 
gründung des Gesetzentwurfs zu § 1 Nr. 2). 
Solche Unterschiede ergeben sich zwangsläu- 
fig aus den vielfältigen fachlichen, betrieb- 
lichen, regionalen oder lokalen Verhältnis- 
sen. Sie müssen daher bei der Bemessung 
der Krankenhauspflegesätze entsprechend be- 
rücksichtigt werden. Das ist um so mehr ge- 
rechtfertigt, als bundesrechtlich auch keine 
einheitlichen Krankenkassenbeiträge festge- 
setzt sind, sondern den einzelnen gesetzlichen 
Krankenkassen zugebilligt wird, die Beiträge 
nach den örtlichen Erfordernissen auszurich- 
ten. Die „Einheitlichkeit der Lebensverhält- 
nisse", auf die in der Begründung zum Ge- 
setzentwurf abgestellt wird, besteht im Kran- 
kenhauswesen gerade nicht. Die Errichtung 
und der Betrieb von Krankenhäusern sind 
vom Wesen her regional- und lokalbezogen. 
Die Länder haben in der Vergangenheit be- 
wiesen, daß sie selbst am besten in der Lage 
sind, ein nach fachlichen und ökonomisch- 
rationellen Gesichtspunkten organisiertes, 
den jeweiligen regionalen, lokalen und struk- 
turellen Verhältnissen angepaßtes Kranken- 
hauswesen aufzubauen und Fehlinvestitionen 
vorzubeugen. Bundesgesetze, die bestimmen- 
den und damit nivellierenden Einfluß auf die 
Kostenfaktoren der Krankenhäuser nähmen, 
würden die sachgemäße Erfüllung der den 
Krankenhausträgern in ihrem jeweiligen Be- 
reich gestellten Aufgaben nicht fördern, son- 
dern nur hemmen. Der Bund bekäme außer- 
dem Gelegenheit, nicht nur die Höhe der 
Landeszuwendungen zu regeln, sondern ne- 
ben den Ländern auch andere Leistungspflich- 
tige (Landkreise, Gemeinden) zu bestimmen 
und damit tiefgreifend in das Verfassungs- 
und Finanzausgleichsgefüge der Länder einzu- 
greifen. 

Begründung zur Streichung der Worte „den 

Wasserhaushalt," in Artikel 74 Nr. 19 b GG 

i. d. F. des § 1 Nr. 2 und des § 1 Nr. 3 (Artikel 75 

Nr. 4 GG) 
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Die von der Bundesregierung für das Gebiet des 
„Wasserhaushalts" angestrebte Grundgesetzän- 
derung (konkurrierende Gesetzgebung anstelle 
Rahmenkompetenz) soll nach der Begründung zu' 
dem Gesetzentwurf dazu führen, das gesamte 
Wasserrecht unter Aufhebung der Länderwasser- 
gesetze umfassend zu regeln. 

Die Achtung vor der Verfassung verlangt, daß 
die ausgewogene Verteilung der Kompetenzen 
zwischen Bund und Ländern nur dann geändert 
werden sollte, wenn wirklich schwerwiegende 
Argumente eine solche Änderung zwingend ver- 
langen. Solche Argumente kann der Bundesrat 
nicht erkennen. 

L Der Vorwurf, die wasserrechtlichen Länder- 
vorschriften seien uneinheitlich und unüber- 
sichtlich, richtet sich in dieser Allgemeinheit 
gegen jede Gesetzgebungskompetenz der Län- 
der und damit gegen das föderalistische Prin- 
zip des Grundgesetzes selbst. Der Bund müßte 
erst den Nachweis erbringen, daß eine ein- 
heitliche abschließende Bundesregelung un- 
umgänglich ist. Ein solcher Nachweis ist aber 
nicht mit summarischen Erklärungen allge- 
meiner Art zu erbringen. Im übrigen müßte 
auch ein Bundesgesetz die gebietlichen Be- 
sonderheiten in den Ländern berücksichtigen. 

2. Soweit in der Begründung des Entwurfs im 
einzelnen und konkret Bereiche aufgezählt 
wurden, für die nach Ansicht der Bundesre- 
gierung eine einheitliche Regelung erforder- 
lich sei, bedürfen diese Bereiche aber ent- 
weder keiner einheitlichen Regelung oder sie 
könnten auch innerhalb der Rahmenkompe- 
tenz durch eine Änderung des Wasserhaus- 
haltsgesetzes einheitlich geregelt werden: 

a) Die Forderung, Inhalt und Wirkungen der 
Erlaubnis und Bewilligung müßten ab- 
schließend durch Bundesgesetz geregelt 
sein, übersieht, daß die Gewässerbenut- 
zungen sich fast ausschließlich auf einem 
abgrenzbaren Lebensraum auswirken und 
nicht — wie eine Kraftfahrzeugzulassung 
— übergebietliche Bedeutung erlangen. 
Die bestehende rahmenrechtliche Regelung 
ist völlig ausreichend, die Einheit zu wah- 
ren, soweit sie erforderlich ist. 

b) Soweit der Bund sich für eine einheitliche 
Regelung der Lagerung wassergefährden- 
der Flüssigkeiten ausspricht, könnte diese 
im- Rahmen einer Änderung des Wasser- 
haushaltsgesetzes entsprechend der Rege- 
lung der Beförderung solcher Stoffe ver- 
wirklicht werden, ohne daß der rahmen- 
rechtliche Charakter des Wasserhaushalts- 
gesetzes darunter leiden würde. 

c) Der Ansicht der Bundesregierung, daß für 
den Gewässerschutz über die Lagerung 
wassergefährdender Flüssigkeiten hinaus 
ein Bedürfnis für eine einheitliche Rege- 


lung bestehe, muß erneut widersprochen 
werden. 

Der Bundesrat hat sich bereits im Jahre 
1965 aus Anlaß des — gescheiterten — 
Dritten Änderungsgesetzes zum Wasser- 
haushaltsgesetz (BT -Drucksache I V/3 1 40) 
eingehend mit der Frage einer neuen ein- 
heitlichen Regelung des Gewässerschutzes 
befaßt. Er hatte den seinerzeitigen Gesetz- 
entwurf vorwiegend aus sachlichen Grün- 
den und nicht allein wegen der bestehen- 
den verfassungsrechtlichen Bedenken ab- 
gelehnt (vgl. BR-Drucksache 387/65 — Be- 
schluß). Die Ablehnungsgründe bestehen 
unverändert fort. 

3. Die Absicht des Bundes, für das Gebiet des 
Wasserrechts auch einheitliche Verwaltungs- 
vorschriften zu erlassen, würde keineswegs 
eine Verbesserung, sondern ganz sicher eine 
Verschlechterung des wasserrechtlichen Voll- 
zugs bringen. 

Die Wasserwirtschaft ist ein bedeutsamer 
Faktor für die Lebensverhältnisse eines be- 
stimmten Lebensraumes. Wasserwirtschaft- 
liche Fragen müssen auch die regionale Wirt- 
schaftsstruktur, die Landesplanung, den Ver- 
kehr und die sonstigen kommunalen, gewerb- 
lichen und baupolizeilichen Erfordernisse be- 
rücksichtigen. Diese sind zum Teil regional 
sehr verschieden. Es muß daher weiterhin 
den Ländern überlassen bleiben, die auf sie 
zukommenden Probleme entsprechend der 
von ihnen gebildeten Schwerpunkte zu lösen. 

Begründung zur Streichung der Worte „die 
Luftreinhaltung und die Lärmbekämpfung;" 
in Artikel 74 Nr. 19 b GG i. d. F. des § 1 Nr. 2 

Eine Notwendigkeit für die Einfügung beson- 
derer Bestimmungen über „Luftreinhaltung und 
Lärmbekämpfung" in Artikel 74 GG kann nicht 
anerkannt werden. 

1. Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz 
für den Luftverkehr, den Straßenverkehr, das 
Kraftfahrwesen und das Recht der Wirtschaft. 
Ihm obliegt es damit, die Vorschriften des Im- 
missionsschutzes auf entscheidend wichtigen 
Gebieten zu ergänzen und zu verbessern. So- 
lange der Bund seine Gesetzgebungskompe- 
tenzen in diesen Bereichen nicht ausgeschöpft 
und die hier der Allgemeinheit drohenden 
Gefahren, Nachteile oder Belästigungen abge- 
wendet hat, besteht kein Anlaß, die Gesetz- 
gebungskompetenzen der Länder in dem die- 
sen verbliebenen Bereich zu schmälern. 

2. Die Bemühungen, die Allgemeinheit vor Ge- 
fahren, erheblichen Nachteilen oder Belästi- 
gungen durch Luftverunreinigungen und Lärm 
zu schützen, leiden in dem der Länderkompe- 
tenz anheimgegebenen Bereich nicht an einem 
Mangel gesetzlicher Vorschriften. 
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Für den ihnen überlassenen Bereich des öffent- 
lich-rechtlichen Immissionsschutzes haben 
mehrere Länder schon umfassende, moderne 
Rechtsgrundlagen geschaffen (z. B. Immis- 
sionsschutzgesetze in Nordrhein-Westfalen — 
GVNW 1962 S. 225, in Baden-Württemberg — 
GesBl. 1964 S. 55 und Bayern — GVB1. 1966 
S. 323). Auch die übrigen Länder verfügen 
über rechtliche Handhaben. 

3. Da die bundesrechtlichen Vorschriften grund- 
sätzlich von den Landesverwaltungen durch- 
geführt werden, wirkt sich der Unterschied 
zwischen Bundes- und Landesrecht in der 
Praxis nicht erschwerend aus. Die bundes- 
und landesrechtlichen Vorschriften greifen in- 
einander über und ergänzen sich zu einem 
einheitlichen Ganzen. Dabei hat die gegen- 
wärtige Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und Ländern den Vorteil, daß die strukturel- 
len, insbesondere wirtschaftlichen und geo- 
graphischen Besonderheiten der Bundesländer 
in den jeweiligen landesrechtlichen Regelun- 
gen gebührend berücksichtigt werden kön- 
nen. Auf diese Berücksichtigung regionaler 
Unterschiede, wie sie z. B. zwischen dem 
hochindustrialisierten Rhein-Ruhr-Raum und 
den vorwiegend landwirtschaftlich genutzten 
Gebieten, etwa in Schleswig-Holstein, be- 
stehen, könnte auch eine bundesgesetzliche 
„einheitliche Regelung" nicht verzichten. 


4. Es sind allenfalls Schwierigkeiten tatsäch- 
licher Art dadurch entstanden, daß die Fest- 
stellung der Sachverhalte, nämlich von- Art 
und Ausmaß der Luftverunreinigungen und 
des Lärms sowie die Ermittlung der Emmit- 
tenten sorgfältige Messungen durch qualifi- 
ziertes Personal nach wissenschaftlichen Me- 
thoden voraussetzt. 

Nicht immer können wirtschaftlich vertretbare 
oder technisch erprobte Abhilfemaßnahmen 
gefunden werden. Diese Vollzugsschwierig- 
keiten würden durch Übertragung der Gesetz- 
gebungskompetenz auf den Bund nicht besei- 
tigt. 

5. Im übrigen sollte die Bedeutsamkeit und 
Aktualität eines Sachgebietes kein Kriterium 
dafür sein, eine Aufgabe den Ländern zu ent- 
ziehen und dem Bundesgesetzgeber zu über- 
tragen. Die Länder müssen auf vielen Gebie- 
ten beweisen, daß sie in der Lage sind, wich- 
tige Lebensbereiche gesetzlich zu ordnen. 

2. Zu § 1 Nr. 4 (Artikel 96 a Abs. 4 GG) 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß für eine 
Novelle des Grundgesetzes, die allein eine Än- 
derung des Artikels 96 a Abs. 4 GG zum Gegen- 
stand hat, gegen die im übrigen Bedenken nicht 
beständen, ein zwingendes verfassungspoliti- 
sches Bedürfnis nicht gegeben erscheint. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


i. 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag 
des Bundesrates, § 1 Nr. 1 bis 3 des Entwurfs zu 
streichen. 

1. Zu § 1 Nr. 1 (Artikel 74 Nr. 19 GG) 

Die Bundesregierung hält ein sachliches Bedürf- 
nis, die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 
für Maßnahmen gegen gemeingefährliche und 
übertragbare Krankheiten auf die Verhütung und 
Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten 
beim Menschen auszudehnen, in den durch Arti- 
kel 72 Abs. 2 GG bestimmten Grenzen für ge- 
geben. 

a) Nach Auffassung der Bundesregierung reicht 
es nicht aus, die Gesundheitsvorsorge auf 
Bundesebene ausschließlich über die Sozial- 
versicherung und die Sozialhilfe zu regeln. 
Neben der Sozialversicherung nimmt auch der 
öffentliche Gesundheitsdienst wichtige Auf- 
gaben der Gesundheitsvorsorge wahr. Dieses 
ausgewogene System auf dem Gebiet der Ge- 
sundheit s Vorsorge und -fürsorge, in dem die 
verschiedenen Träger mit dem Ziel der best- 
möglichen Regelung beteiligt werden, sollte 
auch dann beibehalten werden können, wenn 
die Gesundheitsvorsorge auf Bundesebene 
intensiviert wird. Gesundheitsvorsorgebera- 
tungen und Vorsorgeuntersuchungen sollten 
nicht dogmatisch entweder nur als Regel- 
leistungen der Sozialversicherung oder nur 
als Aufgabe des öffentlichen Gesundheits- 
dienstes angestrebt werden, sondern jede 
Maßnahme muß sich nach der gesundheit- 
lichen Dringlichkeit und den medizinischen 
und technischen Möglichkeiten richten sowie 
nach Zweckmäßigkeit, Rationalität und finan- 
zieller Tragbarkeit entschieden werden. Dabei 
wird auch in Zukunft das Schwergewicht der 
Gesundheitsvorsorgemaßnahmen bei den frei 
praktizierenden Ärzten liegen. Jedoch soll 
dem Bund durch die Änderung des Grund- 
gesetzes die Möglichkeit eingeräumt werden, 
nach diesen Grundsätzen pragmatisch das ge- 
eignetste Mittel auszuwählen. 

Von allen Beteiligten, auch von den Ländern, 
ist anerkannt worden, daß auf dem Gebiet der 
Gesundheitsvorsorge ein gewisses Maß an 
Einheitlichkeit dringend erwünscht ist. Ange- 
sichts der unterschiedlichen Voraussetzungen 
in den Ländern muß damit gerechnet werden, 
daß sich Gesundheitsvorsorge und -fürsorge in 
den einzelnen Teilen des Bundesgebietes wei- 


ter auseinanderentwickeln werden. Bei aller 
Anerkennung des bisher von den Ländern 
Geleisteten sollte dies vor allem im Inter- 
esse der Einheitlichkeit der Lebensverhält- 
nisse und der Chancengleichheit unserer Bür- 
ger, aber auch im Hinblick auf die Wett- 
bewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft ver- 
mieden werden. 

b) Die Bundesregierung vermag sich auch den 
vom Bundesrat weiterhin gegen die Grund- 
gesetzänderung vorgebrachten Gründen nicht 
anzuschließen. Da die Leistungsansprüche ge- 
setzlich geregelt werden müssen, wenn sie in 
allen Bundesländern jedem Bürger bestimmte 
Ansprüche auf Gesundheitsvorsorge gewäh- 
ren sollen, sind gesetzgeberische Maßnahmen 
notwendig; als Beispiel sei in diesem Zusam- 
menhang auf den Entwurf eines Gesetzes über 
die Jugendzahnpflege erneut hingewiesen 
(siehe auch die Begründung zum vorliegenden 
Gesetzentwurf, zu § 1 Nr. 1 unter Buchstabe c). 
Es trifft auch nicht zu, daß Vorsorgeunter- 
suchungen, Heilbehandlung und Nachbehand- 
lung eine Einheit in dem Sinne bilden, daß 
alle diese Maßnahmen nur von einem einzigen 
Träger durchgeführt werden müssen. Die Län- 
der haben, soweit sie eine eigene Gesund- 
heitsvorsorge neben der Sozialversicherung 
und der Sozialhilfe eingerichtet haben, ge- 
zeigt, daß diese Einheit nicht besteht. So wer- 
den beispielsweise die Röntgenreihenunter- 
suchungen, die neben dem Schutz der Be- 
völkerung auch individuelle Gesundheitsvor- 
sorge dar.stellen, grundsätzlich vom öffent- 
lichen Gesundheitsdienst durchgeführt; auf- 
gedeckte Krankheits- oder Verdachtsfälle wer- 
den alsdann von der Sozialversicherung oder 
der Sozialhilfe übernommen. Ähnliches gilt für 
die Früherkennung der Zuckerkrankheit. Vor- 
sorgeuntersuchungen, die der Aufdeckung un- 
erkannter Krankheiten oder von Verdachts- 
fällen dienen, lassen sich also von den Maß- 
nahmen der feineren Diagnostik und der Be- 
handlung im Einzelfall durchaus trennen. 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Bundes- 
rat darin überein, daß Vorbeugung und Früh- 
erkennung bei Krankheiten im Ergebnis auch 
den Sozialleistungsträgern durch Senkung der 
Zahl ernsterer Erkrankungen zugute kommen 
wird. Zu gegebener Zeit wird daher zu über- 
prüfen sein, ob und in welchem Umfange be- 
stimmte Maßnahmen der Gesundheitsvor sorge 
von den Sozialleistungsträgern als Pflicht- 
leistung übernommen werden können. Die 
Sozialleistungsträger und die Privatversiche- 
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rungen können indessen die individuelle Ge- 
sundheitsvorsorge nicht allein wahrnehmen *, 
insbesondere können sie die für die Gesund- 
heitsvorsorge erforderlichen Einrichtungen 
und Maßnahmen (z. B. Einrichtung und Förde- 
rung zytologischer Laboratorien, Ausbildung 
entsprechender Hilfskräfte, Einrichtungen und 
Personal der Schulzahnpflege) nicht überneh- 
men. Außerdem muß auch das Interesse der 
Allgemeinheit an derartigen Maßnahmen be- 
rücksichtigt werden. Die Vorbeugung und die 
Früherkennung bei Krankheiten sind beson- 
ders geeignete Mittel, um großes persönliches 
Leid, daneben aber auch Arbeitsausfall in 
größerem Umfange und vor allem Frühinva- 
lidität zu verhindern. Gerade aus der Frühin- 
validität und der damit verbundenen Notwen- 
digkeit, vorzeitige Rentenleistungen zu er- 
bringen, erwachsen auch dem Staat hohe 
finanzielle Lasten, die durch eine allgemein 
zugängliche und intensive Gesundheitsvor- 
sorge erheblich gesenkt werden können. Auch 
die Entlastung der Wirtschaft durch eine Sen- 
kung des krankheitsbedingten Arbeitsaus- 
falls wirkt sich infolge einer Verbesserung 
der Ertragskraft der Unternehmen auch auf 
die öffentlichen Finanzen aus. Diese Gesichts- 
punkte rechtfertigen es, die Gesundheitsvor- 
sorge nicht nur als eine Angelegenheit indi- 
vidueller Gesundheitsmaßnahmen und damit 
der Versichertengemeinschaft oder der Sozial- 
hilfe anzusehen, sondern ihr im Rahmen der 
Gesundheitspolitik besondere Aufmerksam- 
keit zu widmen. 


2. Zu § 1 Nr. 2 (Artikel 74 Nr. 19 a GG) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, § 1 Nr. 2 des 
Entwurfs zu streichen, vermag die Bundesregie- 
rung aus nachstehenden Gründen nicht zu folgen: 

a) Es trifft zu, daß sich die wirtschaftliche Lage 
vieler Krankenhäuser in den letzten Jahren 
besorgniserregend verschlechtert hat. Dazu 
haben neben anderen Ursachen auch die ein- 
schränkenden Bestimmungen der Verordnung 
VO PR 7/54 über Pflegesätze von Kranken- 
anstalten vom 31. August 1954 beigetragen. 

Der Auffassung des Bundesrates, daß es Auf- 
gabe der Sozialleistungsträger sei, die Kosten 
— einschließlich der Investitionskosten — für 
die notwendige Krankenhausbehandlung ihrer 
Versicherten oder der Sozialhilfeempfänger 
voll zu tragen, kann die Bundesregierung nicht 
uneingeschränkt zustimmen. Bei einer grund- 
legenden Neuordnung der Krankenhausfinan- 
zierung muß vielmehr geprüft werden, ob und 
in welchem Umfange die Kosten in den Pflege- 
satz aufzunehmen sind oder von der öffent- 
lichen Hand getragen werden müssen. Bed den 
Beratungen über die mehrjährige Finanz- 
planung des Bundes (BT-Drucksache V/3299 
Nr. 31) ist die Bundesregierung allerdings zu 
dem Ergebnis gelangt, daß der Bund keine 
Mittel für die Krankenhausfinanzierung be- 


reitstellen kann, weil die Voraussetzungen 
gegenwärtig nicht vorliegen. Eine Mitwirkung 
des Bundes an der Krankenhausfinanzierung 
gehört im übrigen zum Fragenkreis der 
Finanzreform. 

Im übrigen sprechen wirtschaftliche, soziale, 
gesundheits- und gesellschaftspolitische 
Gründe gegen die Festsetzung von kosten- 
deckenden Krankenhauspflegesätzen für die 
sozialen Leistungsträger und für einen großen 
Teil der nicht sozialversicherten Patienten 
in der 3. Pflegeklasse, zumal für die Zukunft 
auch durch die Entwicklung der diagno- 
stischen und therapeutischen Möglichkeiten 
und Techniken mit einem weiteren überdurch- 
schnittlichen Ansteigen der Benutzerkosten 
zu rechnen sein wird. 

b) Eine Lösung des Problems kann durch die 
Neuordnung der Bundespflegesatzverord- 
nung nicht erreicht werden, ohne daß ent- 
schieden ist, welche Kosten in den Pflegesatz 
aufzunehmen sind oder von der öffentlichen 
Hand getragen werden müssen. Dabei muß 
sichergestellt werden, daß einem Substanz- 
verlusf der Krankenhäuser Einhalt geboten 
wird, der überdies durch unterschiedliche 
Förderungsmaßnahmen in den einzelnen Län- 
dern äußerst differenziert ist. Eine solche 
Regelung, „durch welche die Finanzverant- 
wortung für die Krankenhausvorhaltekosten 
geregelt wird", hat der Bundesrat in der Ver- 
gangenheit selbst für notwendig gehalten 
(vgl. BR-Drucksache 342/62, Beschluß zu 
§ 417 des Entwurfs eines KVNG). 

c) Die Möglichkeit der Subventionierung der 
gesetzlichen Krankenkassen kommt schon 
deswegen nicht in Betracht, weil dann die 
öffentliche Hand die Vorhaltung von Kran- 
kenhäusern nicht beeinflussen könnte. Eine 
Subventionierung der gesetzlichen Kranken- 
kassen wäre darüber hinaus systemfremd. 
Sie würde zudem nur einzelne Gruppen von 
Krankenhauspatienten begünstigen, nicht 
aber insbesondere Selbstzahler der 3. Pflege- 
klasse. Das würde zu einer ungleichen Be- 
handlung der Krankenhausbenutzer führen. 

d) Durch die zu erlassenden Bundesgesetze soll 
kein nivellierender Einfluß auf die Kosten- 
faktoren der Krankenhäuser ausgeübt wer- 
den. Das ist in der Begründung der Bundes- 
regierung auch nicht zum Ausdruck gebracht. 
Es sollen lediglich die Pflegesätze der allge- 
meinen (3.) Pflegeklasse für alle Patienten 
nach einheitlichen Grundsätzen festgelegt 
werden. Dazu gehören Bestimmungen dar- 
über, welche Kosten in den Pflegesatz auf- 
genommen und welche durch die öffentliche 
Hand finanziert werden sollten, ohne daß 
Einfluß auf die aus regionalen, lokalen und 
strukturellen Gründen unterschiedliche Höhe 
der einzelnen Kosten genommen werden soll. 
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e) Die Bundesregierung hat keine Bedenken da- 
gegen, wenn dem weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren folgende Fassung der Nummer 19 a 
(§ 1 Nr. 2 des Entwurfs) zugrunde gelegt 
wird: 

„19 a. die wirtschaftliche Sicherung der Kran- 
kenhäuser und die Regelung der Kran- 
kenhauspflegesätze" . 

Dieser Vorschlag entspricht der Fassung, die 
der Ausschuß für Gesundheitswesen des 
Bundesrates in seiner 34. Sitzung (Nieder- 
schrift vom 27. Juni 1968 — G 7134, Seite 
19/20) beschlossen hat und berücksichtigt die 
vom Ausschuß für Arbeit und Sozialpolitik 
des Bundesrates in seiner 270. Sitzung (Nie- 
derschrift vom 26. Juni 1968 — AS — 0100 — 
Nr. 24/68, Seite 4 Nr. 2) hierzu vorgeschla- 
gene Änderung, 

3. Zu § 1 Nr. 2 (Artikel 74 Nr, 19b), Wasserhaus- 
halt 

Die Gründe, die der Bundesrat gegen die Erwei- 
terung der Gesetzgebungskompetenz des Bun- 
des für den Wasserhaushalt anführt, vermögen 
die Bundesregierung nicht zu überzeugen. Für 
die Vollkompetenz des Bundes sprechen sowohl 
allgemeine wasserwirtschaftliche und volkswirt- 
schaftliche Gesichtspunkte wie auch das beson- 
dere Bedürfnis nach bundeseinheitlicher Rege- 
lung wichtiger Teilgebiete des Wasserrechts: 

a) Maßnahmen zur Reinhaltung der Gewässer, 
deren Stand trotz aller Bemühungen immer 
noch sehr unbefriedigend ist, sind nicht hin- 
reichend wirksam, wenn sie in erster Linie 
nach regionalen Gesichtspunkten ausgerichtet 
sind, überregionale wasserwirtschaftliche Ge- 
sichtspunkte gewinnen mehr und mehr an 
Bedeutung. Um ihnen Geltung zu verschaf- 
fen, bedarf es eines weitgehenden bundesein- 
heitlichen Rechts. Hinzu kommt die berech- 
tigte Forderung nach Wettbewerbsgleichheit, 
die bei Maßnahmen zum Gewässerschutz 
über die Bundesrepublik hinaus im Bereich 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft er- 
hoben wird mit dem Ziel, die einschlägigen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten zu harmonisieren. 

Soweit die überregionalen Bedürfnisse dies 
zulassen, wird auch ein einheitliches Bundes- 
gesetz gebietliche Besonderheiten berücksich- 
tigen können. Geographische, hydrologische, 
strukturelle oder sonstige Unterschiede in 
den nach 1945 gebildeten Ländern haben in 
keinem Land den Erlaß eines einheitlichen 
Wassergesetzes verhindert. 

b) Die Bundesregierung begrüßt die Auffassung 
des Bundesamtes, daß der Bund den Bereich 
der Lagerung wassergefährdender Flüssigkei- 
ten schon aufgrund der Rahmenkompetenz 
einheitlich regeln könne. Das Bedürfnis nach 
Einheitlichkeit besteht jedoch nicht nur für 


diesen Bereich, sondern allgemein für Rege- 
lungen zum Schutze der Gewässer, insbeson- 
dere über die Wasserbenutzung und über die 
Anforderungen an die Einleitung von Ab- 
wasser, 

Es ist zwar zutreffend, daß sich Gewässer- 
benutzungen, z. B. die Wasserentnahme, das 
Aufstauen und Absenken von Gewässern 
oder das Einbringen fester Stoffe, im allge- 
meinen auf einen abgrenzbaren Lebensraum 
auswirken. Dieser abgrenzbare Lebensraum 
wird aber von anderen Gegebenheiten als 
von politischen Grenzen bestimmt. Beispiele 
hierfür sind der Bodensee-Raum, der Raum 
um Mannheim/Ludwigshafen, das Rhein- 
Main-Gebiet, die Räume um Hamburg und 
Bremen. Das Benutzen der Gewässer durch 
Einleiten von Abwasser hat in den meisten 
Fällen übergebietliche Bedeutung. Allein die 
Reinhaltung der Bundeswasserstraßen, unse- 
rer größten und wasserwirtschaftlich bedeut- 
samsten oberirdischen Gewässer, ist wirksam 
nur durch übergebietlich abgestimmte Maß- 
nahmen zu betreiben, nicht nur, weil diese 
Gewässer durchweg mehrere Länder durch- 
fließen, sondern auch wegen der Auswirkun- 
gen, die Abwassereinleitungen oft über weite 
Strecken haben können. Auf Grund einer 
Vollkompetenz des Bundes könnten bundes- 
einheitliche Verwaltungsvorschriften über die 
Grundsätze erlassen werden, die bei der Zu- 
lassung von Abwassereinleitungen zu beach- 
ten sind. Bei einer solchen Lösung dürften 
die sachlichen Bedenken, die der Bundesrat 
dem vom Entwurf eines Dritten Änderungs- 
gesetzes zum Wasserhaushaltsgesetz gewähl- 
ten Weg entgegengehalten hat, weitgehend 
ausgeräumt sein. Es trifft nicht zu, daß solche 
Verwaltungsvorschriften allein wegen ihrer 
Einheitlichkeit eine Verschlechterung des 
wasserrechtlichen Vollzugs mit sich bringen. 
Denn regionalen Belangen kann in angemes- 
senem Umfang Rechnung getragen werden. 
Die bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschrif- 
ten zur Durchführung der §§ 16 ff. GewO 
sind hierfür ein Vorbild. * 

4. Zu § 1 Nr. 2 (Artikel 74 Nr. 19b), Luftreinhal- 
tung und Lärmbekämpfung 

Die Gründe, mit denen der Bundesrat dem Ver- 
langen der Bundesregierung nach einer besonde- 
ren Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes auf 
den Gebieten der Luftreinhaltung und der Lärm- 
bekämpfung widerspricht, vermögen nicht zu 
überzeugen. 

a) Es ist zwar richtig, daß der Bund die ihm 
nach dem geltenden Recht gegebenen Zustän- 
digkeiten zur Regelung des Immissionsschut- 
zes noch nicht ausgeschöpft hat. Daraus kann 
aber nicht gefolgert werden, daß ein sach- 
liches Bedürfnis für eine Erweiterung der 
Kompetenz fehle oder die Entscheidung dar- 
über aufgeschoben werden könne. Die Bun- 
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deskompetenz für den Immissionsschutz läßt 
sich bisher lediglich aus dem Gesichtspunkt 
des Annexes oder Sachzusammenhangs mit 
anderen Materien, insbesondere mit dem 
Recht der Wirtschaft, herleiten. Wie weit der 
Sachzusammenhang und damit die Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes reicht, kann 
nicht immer zweifelsfrei entschieden werden. 
Auch zur Ausräumung solcher Zweifel ist die 
vorgesehene Kompetenzerweiterung geboten. 
Schöpft der Bund bei der bestehenden Rechts- 
lage seine Kompetenz aus, so ergeben sich 
— z. B. angesichts der Unterscheidung zwi- 
schen wirtschaftlich und nicht wirtschaftlich 
betriebenen Quellen der Luftverunreinigung 
und Lärmverursachung — Abgrenzungen, die 
nicht sinnvoll sind. Auch wirtschaftspolitische 
Gesichtpunkte sprechen daher für weitgehend 
bundeseinheitliche Regelungen. 

b) Der Hinweis auf die bereits bestehenden 
Vorschriften des Immissionsschutzes bei Bund 
und Ländern kann als Argument gegen die 
Erweiterung der Bundeskompetenz nicht an- 
erkannt werden. Der Bundesrat regt selbst 
an, daß der Bund seine bisher nicht voll ge- 
nutzte Kompetenz ausschöpfen möge. Aber 
gerade bei diesem Vorhaben zeigt sich das 
Bedürfnis für eine besondere, ausdrückliche 
Zuständigkeit des Bundes. Im übrigen gelten 
besondere Immissionsschutzgesetze nur in 
fünf Ländern; in den anderen Ländern ist im 
wesentlichen das allgemeine Polizeirecht 
Grundlage des Immissionsschutzes. Das Poli- 
zeirecht aber ermöglicht keine gesundheits- 
politisch angemessenen, auf dem Gedanken 
der Vorsorge beruhenden Lösungen. Die Im- 
missionsschutzgesetze der fünf Bundesländer 
andererseits führen nicht zu einer Bundes- 
einheitlichkeit, die in weiten Bereichen des 
Immissionsschutzes notwendig ist. 


c) Auf dem Gebiet der Luftreinhaltung und der 
Lärmbekämpfung hat der Bund seit jeher in 
Regelungen, die er auf Grund der gegebenen 
Kompetenzen erlassen konnte, die strukturel- 
len Besonderheiten der Länder berücksichtigt. 
Den regionalen Erfordernissen haben z. B. 
die zur Ausführung der §§ 16 ff. GewO erlas- 
senen Technischen Anleitungen zur Reinhal- 
tung der Luft und zum Schutz vor Lärm 
Rechnung getragen. Ähnlich wird auch in 
künftig zu erlassenden Vorschriften verfah- 
ren werden. Im übrigen treten die regionalen 
Unterschiedlichkeiten, die in Einzelfällen zu 
berücksichtigen sind, gegenüber dem Inter- 
esse an einer einheitlichen Behandlung der 
Emmissionsquellen zurück. 

d) Schwierigkeiten beim Verwaltungsvollzug 
berühren nicht die Frage der Gesetzgebungs- 
zuständigkeit. Sie sind im Zusammenwirken 
der beteiligten Stellen des Bundes und der 
Länder zu lösen. 


II. 

Zu § 1 Nr. 4 (Artikel 96 a Abs. 4 GG) 

Die Bundesregierung entnimmt der Stellungnahme 
.des Bundesrates, daß nach seiner Auffassung auf 
eine Änderung des Wortlautes des Artikels 96 a 
Abs. 4 GG (in der Fassung, die er durch das Sech- 
zehnte Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes er- 
halten hat) verzichtet werden kann, weil es sich 
nur um eine Klarstellung handeln würde, für die 
ein zwingendes verfassungspolitisches Bedürfnis 
nicht gegeben erscheint. Unter der Voraussetzung, 
daß die Stellungnahme des Bundesrates so zu ver- 
stehen ist, erhebt die Bundesregierung keine Ein- 
wendyngen, falls auch der Bundestag dieser Auf- 
fassung ist. 
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